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Gericht: OLG München Vergabesenat
Entscheidungsname: Bioabfallvergärung
Entscheidungsdatum: 27.07.2018
Aktenzeichen: Verg 02/18, Verg 2/18
Dokumenttyp: Beschluss
Quelle:

Normen: § 122 GWB, § 56 Abs 2 S 1 VgV, § 57 Abs 1 Nr 2 VgV, § 2 BioAbfV, § 3 Abs
1 TierNebV ... mehr

Zitiervorschlag: OLG München, Beschluss vom 27. Juli 2018 – Verg 02/18 –, juris

 

Vergabeverfahren: Bestimmung der Frist zur Vorlage von Unterlagen; Fest-
legung von Eignungskriterien in der Bekanntmachung durch Verweis; Nach-
forderung eines aktuellen polizeilichen Führungszeugnisses; Nachweis der

technischen Leistungsfähigkeit für die Verwertung/Entsorgung von Bio-
abfall; Verlangen nach Referenzprojekten für vergleichbare Leistungen

Leitsatz

1. Die Vergabestelle darf die Frist zur Vorlage von Unterlagen nach § 56 VgV nach eigenem Er-
messen bestimmen und ggf. auch vor deren Ablauf verlängern.(Rn.69)

2. Zur Problematik der ordnungsgemäßen Festlegung von Eignungskriterien in der Bekannt-
machung durch Verweis verbunden mit einem Link auf die Auftragsunterlagen (hier offen
gelassen).(Rn.77)

3. Ist die Vorlage eines "aktuellen" polizeilichen Führungszeugnisses verlangt und legt der Bie-
ter ein zwei Jahre altes Zeugnis vor, entspricht dies rein formal nicht den Anforderungen mit
der Folge, dass die Vergabestelle das Dokument nachfordern darf.(Rn.83)

4. Verfügt der Bieter über eine von den Fachbehörden erteilte Genehmigung zum Betrieb ei-
ner Anlage (hier: Biogasanlage) und zur Verwertung bestimmter Stoffe in dieser Anlage (Bio-
abfall mit der Abfallschlüsselnummer 20 03 01), ist die Beurteilung der Vergabestelle, der Bie-
ter habe damit seine technische Leistungsfähigkeit (Verwertung/Entsorgung von Bioabfall aus
der Biotonne privater Haushalte) hinreichend nachgewiesen, nicht zu beanstanden. Im Nach-
prüfungsverfahren wird nicht inzident geprüft, ob die Fachbehörde bei der Erteilung der Ge-
nehmigung europarechtliche Anforderungen (hier: VO (EG) 1069/2009) im Zusammenhang
mit der Verwertung bestimmter Abfallarten (Bioabfall, der Reste tierischer Nebenprodukte
enthalten kann) verkannt hat.(Rn.100)

5. Das Verlangen nach Referenzprojekten für "vergleichbare" Leistungen bedeutet nicht, dass
das Leistungsbild der herangezogenen Aufträge mit dem ausgeschriebenen Auftrag identisch
sein muss. Will der Auftraggeber sicherstellen, dass der Bieter exakt die zu beschaffende Leis-
tung schon früher erfolgreich durchgeführt hat, dann muss er entsprechende konkretisierende
Vorgaben festlegen. Macht er dies nicht, genügt, dass die Referenzleistung der ausgeschrie-
benen Leistung so weit ähnelt, dass sie einen tragfähigen Rückschluss auf die Leistungsfä-
higkeit des Bieters für die ausgeschriebene Leistung eröffnet. Bei der Bewertung der Frage
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der Vergleichbarkeit der Referenz kommt der Vergabestelle, die regelmäßig über spezifisches
Fachwissen und fachliche Erfahrung verfügt, ein nur eingeschränkt überprüfbarer Beurtei-
lungsspielraum zu.(Rn.106)

Fundstellen

VergabeR 2019, 70-82 (Leitsatz und Gründe)
Verfahrensgang

vorgehend Vergabekammer München, 2. März 2018, Z3-3-3194-1-51-10/17
Diese Entscheidung wird zitiert

 Literaturnachweise
Peter Schimanek, jurisPR-VergR 10/2018 Anm. 2 (Anmerkung)

 Praxisreporte
Peter Schimanek, jurisPR-VergR 10/2018 Anm. 2 (Anmerkung)
 

Tenor

I. Die sofortige Beschwerde der Antragstellerin gegen den Beschluss der Vergabekam-
mer Südbayern vom 02.03.2018, Az.: Z3-3-3194-1-51-10/17, wird zurückgewiesen.

II. Die Antragstellerin trägt die Kosten des Beschwerdeverfahrens einschließlich der zur
zweckentsprechenden Rechtsverteidigung notwendigen Aufwendungen des Antragsgeg-
ners und der Beigeladenen sowie der durch das Verfahren nach § 173 GWB verursachten
Kosten.

III. Der Streitwert des Beschwerdeverfahrens wird auf bis zu 200.000 € festgesetzt.

Gründe

I.

1 Der Antragsgegner, ein öffentlich-rechtlicher Entsorgungsträger zweier Landkreise, be-
absichtigt die Vergabe von Entsorgungsdienstleistungen (Übernahme und Vergärung von
Bioabfall aus der Biotonne) für die Zeit vom 01.07.2018 bis 30.06.2021 im Rahmen ei-
nes Offenen Verfahrens. Der Vertrag verlängert sich um jeweils zwei weitere Jahre, wenn
er nicht fristgerecht gekündigt wird. Mit Bekanntmachung vom 22.06.2017 erfolgte eine
europaweite Ausschreibung des Auftrags in zwei Mengenlosen. Die Abgabe eines Ange-
bots war für alle Lose zulässig. Das einzige Zuschlagskriterium ist laut Ziffer II.2.5) der
Bekanntmachung der Preis (geringste Endkosten bzw. bester Erlös für den Antragsgeg-
ner).

2 In der Bekanntmachung wird der Auftrag in Ziffer II.1.4) wie folgt beschrieben:

3 - Übernahme der Bioabfälle an der Übernahmeeinrichtung des Auftraggebers (Depo-
nie XX)



- Seite 3 von 21 -

4 - Ordnungsgemäße Vergärung (ggf. mit Nachkompostierung) von 2 x je 5.000 t Bio-
abfall pro Jahr, einschließlich der Entsorgung von anfallenden Fremd- und Reststof-
fen sowie Verwertung und Vermarktung von Gärresten …

5 Im Abschnitt III der Bekanntmachung heißt es unter der Überschrift "Rechtliche, wirt-
schaftliche und technische Angaben"

6 III.1) Teilnahmebedingungen

7 (…)

8 III.1.2) Wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähigkeit Eignungskriterien gemäß
Auftragsunterlagen

9 III.1.3) Technische und berufliche Leistungsfähigkeit Eignungskriterien gemäß Auf-
tragsunterlagen

10 Ziffer 10 der Angebotsaufforderung, die zusammen mit den übrigen Vergabeunterlagen
über einen Link in der Vergabebekanntmachung abgerufen werden konnte, regelt unter
der Überschrift "Eignungskriterien/-nachweise":

11 Es werden nur Angebote von Bietern berücksichtigt, die die für die Erfüllung der ver-
traglichen Verpflichtungen erforderliche Fachkunde und Leistungsfähigkeit (Eignung)
besitzen und keine Ausschlussgründe nach den §§ 123 und 124 GWB erfüllen. Zum
Beleg sind mit dem Angebot die nachfolgend geforderten Angaben, Erklärungen und
Nachweise vorzulegen:

12 (…)

13 h) Liste der Referenzprojekte über ausgeführte vergleichbare Leistungen aus den
letzten 3 Jahren, jeweils mit Angabe des Leistungsumfangs (Mengen), des Leistungs-
zeitraums sowie der Auftraggeber und Ansprechpartner

14 i) Benennung und Beschreibung der für die Ausführung des Auftrags verfügbaren
Ausstattung, Geräte und technische Ausrüstungen zur Erbringung der Dienstleistung
und deren Beschreibung:

15 • Zertifizierung(en) als Entsorgungsfachbetrieb nach § 56 KrWG

16 oder gleichwertige Nachweise, aus denen hervorgeht, dass das Unternehmen
über qualifiziertes und geschultes Personal verfügt, eine Betriebsordnung, ein
Betriebshandbuch und ein Betriebstagebuch besitzt, die entsprechend geführt
werden, dass es Mitglied einer Berufsgenossenschaft ist, dass ein ausreichender
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Versicherungsschutz besteht und ein aktuelles polizeiliches Führungszeugnis des
Unternehmers/Niederlassungsleiters des für die Leistungen verantwortlichen Be-
triebes

17 • Beschreibung der Behandlungsanlage(n) mit Genehmigungsnachweis (Die Be-
schreibung muss mindestens folgende Punkte beinhalten. Gesamtkapazität, freie
Kapazität über die Vertragslaufzeit, Beschreibung des Verfahrens und der Anla-
gentechnik sowie der Verfahrensschritte)

18 (…)

19 Die Antragstellerin hat als Bietergemeinschaft fristgerecht ein Angebot für beide Lose
abgegeben, ebenso die Beigeladene sowie ein weiteres Unternehmen. Die Angebote der
Beigeladenen sind preislich am günstigsten, an zweiter Steife liegen die Angebote der
Antragstellerin. Der Preisabstand zwischen dem erst- und zweitplatzierten Angebot be-
trägt mehr als 20 %.

20 Mit Fax vom 10.08.2017 hat die Vergabestelle die Beigeladene gemäß § 56 Abs. 2
VgV zur Nachreichung weiterer Unterlagen bis spätestens 18.08.2017 aufgefordert.
Mit Fax vom 14.08.2017 hat die Vergabestelle die Frist bis 29.08.2017 verlängert. Am
24.08.2017 hat die Beigeladene weitere Unterlagen an die Vergabestelle übermittelt.

21 Mit Schreiben vom 18.09.2017 hat der Antragsgegner der Antragstellerin mitgeteilt, dass
ihr Angebot nicht berücksichtigt werden könne, da ein wirtschaftlicheres Angebot vorlie-
ge. Es sei beabsichtigt, der Beigeladenen für beide Lose den Zuschlag zu erteilen, was
die Antragstellerin mit Schreiben vom 26.09.2017 rügte. Sie beanstandet, dass die Bei-
geladene nach ihren Recherchen keine Referenzen für vergleichbare Leistungen haben
könne, da sie lediglich eine Vergärungsanlage für nachwachsende Rohstoffe betreibe.
Bioabfälle, insbesondere in dem Umfang des ausgeschriebenen Auftrags, habe die Bei-
geladene bislang nicht vergoren.

22 Die Vergabestelle hat auf die Rüge hin die Eignung der Beigeladenen vertieft geprüft,
hierüber einen ergänzenden Vergabevermerk erstellt und die Rüge mit Schreiben vom
06.10.2017 zurückgewiesen.

23 Mit anwaltlichem Schriftsatz vom 13.10.2017 hat die Antragstellerin einen Nachprü-
fungsantrag bei der Vergabekammer eingereicht mit dem Ziel einer Untersagung der Zu-
schlagserteilung auf die Angebote der Beigeladenen.

24 Im Verfahren vor der Vergabekammer haben die Verfahrensbeteiligten ihre Argumente
wiederholt und vertieft.

25 Die Antragstellerin meint, der Einsatz von nachwachsenden Rohstoffen in einer Biogas-
anlage, wie ihn die Beigeladene betreibe, sei nicht mit dem Einsatz von Bioabfällen ver-
gleichbar. Da dem Auftragnehmer mit der Übernahme von Bioabfall die Funktion eines
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Entsorgungsträgers nach dem KrWG zukomme, seien sämtliche abfallrechtlichen Vor-
schriften einzuhalten. Bioabfälle seien nach der BioAbfV gesondert zu behandeln, da
sie in gewissem Umfang auch Tierkörperreste enthalten. Auch ansonsten sei mit Stör-
und Begleitstoffen zu rechnen, die aussortiert und gesondert entsorgt werden müssten.
Nachwachsender Rohstoff sei dagegen kein Abfall im Sinne des KrWG. Je nach Inputma-
terial und Menge seien unterschiedliche öffentlich-rechtliche Genehmigungen erforder-
lich, über die die Beigeladene nicht verfüge.

26 Demgegenüber vertreten der Antragsgegner und die Beigeladene den Standpunkt, dass
die Beigeladene sehr wohl über die hinreichende Fachkunde zur Durchführung des aus-
geschriebenen Auftrags verfüge und den Zuschlag erhalten müsse. Die Beigeladene ha-
be bereits in der Vergangenheit Bioabfall verarbeitet, abgesehen davon seien auch nach-
wachsende Rohstoffe, die man bei der Biogasherstellung nutze, Bioabfall im Sinne der
Verordnung. Dementsprechend sei die Vergärungsanlage der Beigeladenen eine Abfall-
behandlungsanlage nach der BioAbfV und als solche auch ordnungsgemäß nach § 16
BlmschG genehmigt, was durch Vorlage des Bescheides gegenüber der Vergabestelle
auch belegt worden sei. Im Genehmigungsbescheid seien alle Anforderungen aus der
BioAbfV aufgelistet, einschließlich Hygienisierung und Untersuchungspflicht für alle ge-
nehmigten Abfallarten. Die Referenzen, insbesondere diejenigen, die Grüngut und Land-
schaftspflegeabfälle betreffen, würden ebenfalls die Verwertung von Bioabfall mitumfas-
sen.

27 Ohnehin sei die Antragstellerin auszuschließen, da sie sich zu einer unzulässigen Bieter-
gemeinschaft zusammengeschlossen habe.

28 In der mündlichen Verhandlung vom 18.12.2017 wurde außerdem erörtert, ob der Preis
der Antragstellerin unangemessen hoch und/oder derjenige der Beigeladenen zu niedrig
sei und welche Erfahrungswerte zur Preisspanne bei anderen Ausschreibungen vorliegen
würden.

29 Im Nachgang zur mündlichen Verhandlung hat die Antragstellerin eine fehlende Aufklä-
rung des Angebotspreises der Beigeladenen beanstandet und gerügt, dass nachgefor-
derte Unterlagen nicht rechtzeitig vorgelegt worden seien. Die Beigeladene habe we-
der eine Zertifizierung nach § 56 KrWG eingereicht noch gleichwertige Unterlagen. Ihr
Angebot sei außerdem deshalb auszuschließen, da ihre Anlage nicht nach der VO (EG)
1069/2009 zugelassen sei.

30 Mit e-mail vom 20.12.2017 hat der Antragsgegner die Antragstellerin zur Aufklärung ih-
res Angebotspreises aufgefordert. Es wurde die Vorlage der Urkalkulation inklusive der
Kalkulationsgrundlagen verlangt. Mit Schriftsatz vom 22.12.2017 (eine Übersendung an
den Antragsgegner ist wohl versehentlich von der Vergabekammer nicht veranlasst wor-
den) hat die Antragstellerin das Vorgehen als vergaberechtswidrig beanstandet, Unterla-
gen zur Preiskalkulation wurden von ihr dennoch mit e-mail vom 10.01.2018 an die Ver-
gabestelle übermittelt.
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31 Mit Schreiben vom 15.01.2018 hat der Antragsgegner das Angebot der Antragstellerin
wegen mangelnder Mitwirkung an der Aufklärung und wegen unzulässiger Bildung einer
Bietergemeinschaft ausgeschlossen.

32 Auch die Beigeladene wurde vom Antragsgegner am 20.12.2017 zur Aufklärung über ih-
re Angebotspreise aufgefordert. Hierüber wurde ebenfalls ein Vergabevermerk erstellt.

33 Die Vergabekammer hat den Nachprüfungsantrag der Antragstellerin mit Beschluss vom
02.03.2018 als unbegründet zurückgewiesen.

34 Zur Begründung hat die Vergabekammer ausgeführt:

35 Die Antragstellerin sei wegen der unzureichenden Mitwirkung bei der Aufklärung ihres
Angebotspreises durch die Antragsgegnerin auszuschließen. Sie habe damit keine Aus-
sicht, den Zuschlag zu erhalten. Es könne offen bleiben, ob (auch) das Angebot der Bei-
geladenen mangels Eignung oder wegen mangelnder rechtlicher Leistungsfähigkeit aus-
geschlossen werden müsse. Die Antragstellerin erhalte auch dann keine "zweite Chan-
ce", weil ein weiteres - soweit ersichtlich - wertbares Angebot eines dritten Bieters vorlie-
ge.

36 Der öffentliche Auftraggeber dürfe im Einzelfall gemäß § 15 Abs. 5 VgV Aufklärung über
ungewöhnlich hoch erscheinende Angebote von Bietern verlangen. Die Vergabestelle ha-
be ein ausreichendes Aufklärungsinteresse, da ein Ausschluss des Angebots der Beigela-
denen im Raum gestanden habe und es damit notwendig gewesen sei, sich mit der An-
gemessenheit des Preises des Angebots der Antragstellerin zu befassen. Ein Auftragge-
ber könne nur durch die Aufhebung der Ausschreibung vermeiden, den Zuschlag auf ein
ungewöhnlich hohes Angebot zu erteilen. Dies erfordere nach § 63 Abs. 1 Nr. 3 VgV eine
umfassende Interessenabwägung, was zugleich ein ausreichendes Aufklärungsinteresse
der Vergabestelle begründe. Die Antragstellerin habe die geforderten Kalkulationsgrund-
lagen nicht offen gelegt, sondern sich auf die Mitteilung von Kosten- und Erlösansätzen
beschränkt. Die Antragstellerin könne damit die Angemessenheit des Preises nicht prü-
fen. Der Ausschluss der Angebote der Antragstellerin sei damit gerechtfertigt.

37 Nicht tragfähig sei dagegen der Ausschluss der Antragstellerin wegen unzulässiger Bil-
dung einer Bietergemeinschaft. Der Zusammenschluss der an der Bietergemeinschaft
der Antragstellerin beteiligten Unternehmen sei vertretbar.

38 Im Übrigen könne nicht abschließend geklärt werden, ob das Angebot der Beigeladenen
aufgrund fehlender vergleichbarerer Referenzen, fehlender rechtlicher Leistungsfähig-
keit oder als ungewöhnlich niedriges Angebot, das gegen umweltrechtliche Vorschriften
verstoße, auszuschließen sei. All diese Fragen würden davon abhängen, weiche Anforde-
rungen nach dem Recht der tierischen Nebenprodukte die Beigeladene bei der Auftrags-
ausführung einhalten müsse. Allerdings spreche manches dafür, dass § 3 Abs. 1 Satz 2
TierNebV auch unter der Geltung der VO (EG) 1069/2009 und der Ausführungs-VO (EG)
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142/2011 Anwendung finde mit der Folge, dass die Beigeladene nur abfallrechtliche An-
forderungen einhalten müsse.

39 Ergänzend wird auf den angefochtenen Beschluss der Vergabekammer vom 02.03.2018,
vorgelegt als Anlage Bf 1, Bezug genommen.

40 Gegen die am 08.03.2018 zugestellte Entscheidung der Vergabekammer wendet sich die
Antragstellerin mit ihrer sofortigen Beschwerde vom 22.03.2018.

41 Sie ist der Auffassung, dass die Vergabekammer zu Unrecht den Ausschluss ihres Ange-
bots als rechtmäßig erachtet habe. Schon das Aufklärungsverlangen selbst sei vergabe-
rechtswidrig, zumal der dritte Bieter nicht in die Aufklärung einbezogen worden sei. Das
Aufklärungsbegehren sei eine willkürliche, sachfremde Reaktion auf die berechtigten
Einwände der Antragstellerin. Es fehle an hinreichenden Indizien für einen überhöhten
Preis, da vorab keine Kostenschätzung vorgenommen worden sei. Auch beurteile sich die
Angemessenheit des Preises am Marktniveau und nicht an der internen Kalkulation eines
Bieters. Ungeachtet dessen habe die Antragstellerin ordnungsgemäß an der Aufklärung
mitgewirkt. Welche weiteren Informationen der Antragsgegner gewünscht und benötigt
habe, sei nicht nachvollziehbar. Weder sei der Angebotsausschluss hinreichend inhaltlich
begründet, noch sei das Für und Wider abgewogen worden. Ein Vergabeverfahren kön-
ne außerdem nur insgesamt nach § 63 Abs. 1 S. 1 Nr. 3 VgV aufgehoben werden, wenn
das Ergebnis unwirtschaftlich sei. Anders als bei zu niedrig bepreisten Angeboten schei-
de der Ausschluss eines einzelnen Angebots wegen eines unangemessen hohen Preises
aus. Eine Aufhebung der Ausschreibung sei weder beabsichtigt gewesen noch erfolgt.

42 Losgelöst von der strittigen Frage des Ausschlusses des Angebots könne sich die Antrag-
stellerin jedenfalls auf die sog. "zweite Chance" berufen. Betrachte man ihr Angebot als
zu hoch, gebe es gar kein zuschlagsfähiges Angebot und man müsse neu ausschreiben.

43 Auf das Angebot der Beigeladenen dürfe der Zuschlag jedenfalls nicht erteilt werden, da
es zwingend gemäß § 57 Abs. 1 Nr. 4 VgV ausgeschlossen werden müsse. Abfall aus der
Biotonne enthalte (auch) Anteile tierischen Ursprungs. Eine ordnungsgemäße Verwer-
tung bzw. Entsorgung dieses Abfalls sei damit nur in einer Anlage möglich, die über ei-
ne Zulassung nach Art. 24 Abs. 1 lit. g) der VO (EG) 1069/2009 verfüge. Die Biogasan-
lage der Beigeladenen sei weder nach Art. 24 VO (EG) 1069/2009 noch nach Art. 15 VO
(EG) 1774/2002 zugelassen, weswegen sie die Abfälle in ihrer Anlage nicht verwenden
dürfe. Hieran ändere auch § 3 Abs. 1 Satz 2 TierNebV nichts. Die Norm sei schon zeit-
lich überholt, zudem lasse die EU-Verordnung aus dem Jahr 2009 weder auf Unionsebe-
ne noch auf nationaler Ebene Raum für Ausnahmen von der Zulassungspflicht. Auch ei-
ne immissionsschutzrechtliche Genehmigung könne die nach EU-Recht zwingend not-
wendige spezifische Zulassung nicht ersetzen oder überwinden, zumal sie nicht der Ab-
wehr tierseuchenhygienischer Gefahren diene. Abgesehen davon sei der Tatbestand des
§ 3 TierNebV nicht erfüllt, da in der Anlage der Beigeladenen auch anderes. Material, wie
z.B. Grüngut eingesetzt werde. Eine rechtskonforme Leistungsdurchführung, wie in den
Ausschreibungsunterlagen verlangt, könne die Beigeladene nicht leisten.
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44 Darüber hinaus verfüge die Beigeladene nicht über ausreichende Referenzen. Die Auf-
träge seien in punkto Menge und Abfallgut (Grüngut) nicht vergleichbar, die Beigeladene
führe - soweit ersichtlich - bislang noch gar keine Vergärung von Bioabfall in ihrer Anlage
durch.

45 Schließlich fehle es auch am Nachweis einer Zertifizierung nach § 56 KrWG bzw. der Vor-
lage gleichwertiger Unterlagen. Außerdem hätte die Vergabestelle die Frist zur Vorlage
fehlender Unterlagen nicht verlängern dürfen. Da die erste gesetzte Frist von der Bei-
geladenen nicht eingehalten worden sei, sei ihr Angebot auch deswegen - entgegen der
Beurteilung der Vergabekammer - zwingend auszuschließen.

46 Die Antragstellerin gehe außerdem davon aus, dass das Angebot der Beigeladenen nicht
auskömmlich sei und die Aufklärung begründete Zweifel hieran nicht habe beseitigen
können.

47 Nach Gewährung von Akteneinsicht in das Anforderungsschreiben der Vergabestel-
le vom 10.08.2017 hat die Antragstellerin außerdem gerügt, dass die Beigeladene zu-
nächst ein nicht aktuelles polizeiliches Führungszeugnis vorgelegt habe. Eine Nachforde-
rung dieser Unterlage scheide von vorneherein aus. Damit verwirkliche die Beigeladene
einen weiteren Ausschlussgrund.

48 Die Antragstellerin beantragt,

49 der Beschluss der Vergabekammer Südbayern vom 02.03.2018 wird aufgehoben.
Dem Antragsgegner wird untersagt, den Zuschlag auf Angebote der Beigeladenen zu
erteilen.

50 In der mündlichen Verhandlung vom 11.06.2018 hat die Antragstellerin klargestellt, dass
sie (auch) die Wertung ihres Angebots begehre und den Zuschlag auf ihr Angebot an-
strebe.

51 Der Antragsgegner und die Beigeladene beantragen,

52 die Zurückweisung der sofortigen Beschwerde.

53 Sie sind der Auffassung, die Antragstellerin habe schon deshalb keinerlei Aussicht auf
den Zuschlag, da ihr Angebot wirksam ausgeschlossen worden sei. Es handele sich um
das Angebot einer unzulässigen Bietergemeinschaft, was die Vergabekammer verkannt
habe. Abgesehen davon sei aber auch die Mitwirkung an der - von der Antragstellerin
gar nicht beanstandeten - Angebotsaufklärung unzureichend gewesen. Der Antragsgeg-
ner habe sich insoweit im Rahmen des ihm zustehenden Beurteilungsspielraums gehal-
ten.
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54 Das Angebot der Beigeladenen sei dagegen wertbar, insbesondere sei die Beigeladene
zur Auftragsdurchführung geeignet. Die Verwendung von Bioabfällen einschließlich Kü-
chen- und Speiseabfällen als Gärsubstrat sei behördlich genehmigt. Das Verfahren, das
die Beigeladene einsetze, führe zu einer ordnungsgemäßen Hygienisierung. Eine weite-
re oder andere Genehmigung benötige die Beigeladene nicht. Die Referenzen seien ver-
gleichbar und hinreichend aussagekräftig in Bezug auf die Eignung der Beigeladenen.
Auch die sonstigen von der Antragstellerin bemühten Ausschlussgründe lägen nicht vor.

55 Falls der Senat das Angebot der Beigeladenen nicht für wertbar halte, beabsichtige der
Antragsgegner schon aus haushaltsrechtlichen Gründen die Aufhebung der Ausschrei-
bung.

56 Im Übrigen stützen sich die Beteiligten ergänzend auf ihr Vorbringen vor der Vergabe-
kammer.

57 Der Senat hat mit Beschluss vom 04.05.2018 und 20.04.2018 dem Antrag der Antrag-
stellerin auf Verlängerung der aufschiebenden Wirkung der sofortigen Beschwerde
gemäß § 173 Abs. 1 Satz 3 GWB zunächst befristet, dann bis zur Entscheidung in der
Hauptsache stattgegeben. Mit Senatsbeschluss vom 01.06.2018 wurde Akteneinsicht
teils gewährt, teils abgelehnt (Bl. 92/97 d.A.).

58 Der Senat hat in der mündlichen Verhandlung vom 11.06.2018 Schriftsatznachlass bis
25.06.2018 gewährt, soweit die Beteiligten noch keine hinreichende Gelegenheit zur Er-
widerung auf gegnerisches Vorbringen hatten.

59 Im Nachgang zur mündlichen Verhandlung hat die Antragstellerin Akteneinsicht in den
Genehmigungsbescheid der Biogasanlage der Beigeladenen beantragt sowie noch wei-
tere Aspekte gegen die Rechtmäßigkeit der Verwertung von Bioabfall aus privaten Haus-
halten in der Biogasanlage der Beigeladenen vorgebracht.

II.

60 Die zulässige sofortige Beschwerde der Antragstellerin ist unbegründet.

61 Die Vergabekammer hat im Ergebnis zu Recht den Nachprüfungsantrag der Antragstelle-
rin zurückgewiesen.

62 Nicht gefolgt werden kann zwar der Erwägung der Vergabekammer, es genüge, dass je-
denfalls ein wertbares Angebot verbleibe, nämlich das des dritten Bieters; die Antrag-
stellerin habe damit bei einem wirksamen Ausschluss ihres Angebots und einem Aus-
schluss des Angebots der Beigeladenen, keine "zweite Chance", da der Auftrag weiterhin
auf der Grundlage der durchgeführten Ausschreibung an einen Dritten vergeben werden
könne.
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63 Demgegenüber kann aus Sicht des Senats angesichts der erheblichen Preisunterschiede,
die den Antragsgegner zur Aufklärung von zwei der drei Angebote veranlasst hat, nicht
unterstellt werden, dass der Antragsgegner bereit wäre, auf das teuerste Angebot den
Zuschlag zu erteilen. Zumindest müsste auch in Bezug auf dieses Angebot - schon un-
ter dem Gesichtspunkt der Gleichbehandlung - eine Aufklärung erfolgen. Abgesehen da-
von hat der Antragsgegner im Zuge der Beschwerde unmissverständlich erklärt, er wer-
de den Auftrag wegen des (zu) hohen Preises weder an die Antragstellerin noch an die
drittplatzierte Bieterin vergeben, sondern das Verfahren aufheben. Dies führt zu einer
weiteren Chance der Antragstellerin, den Auftrag zu erhalten. Mithin muss über die Fra-
ge entschieden werden, ob die Beigeladene den Zuschlag erhalten darf.

64 Während die Vergabekammer die Frage des Ausschlusses des Angebots der Beigelade-
nen (unter Hinweis auf Bedenken) offen gelassen hat, erachtet der Senat aus nachfol-
genden Gründen die Einwände der Antragstellerin gegen die Wertung des Angebots der
Beigeladenen als nicht begründet. Sie rechtfertigen keinen Angebotsausschluss, so dass
die Absicht des Antragsgegners, der Beigeladenen den Zuschlag zu erteilen, vergabe-
rechtlich nicht zu beanstanden ist. Ebenfalls abweichend von der Vergabekammer lässt
der Senat ausdrücklich dahinstehen, ob darüber hinaus der vom Antragsgegner ausge-
sprochene Ausschluss des Angebots der Antragstellerin rechtmäßig war. Die in diesem
Zusammenhang aufgeworfenen, teils grundlegenden Streitfragen sind nicht entschei-
dungserheblich, weswegen der Senat davon absieht, sich hierzu inhaltlich zu äußern.

65 Zu den strittigen Ausschlussgründen im Einzelnen:

66 1. Ausschluss wegen verspäteter Vorlage von Unterlagen (§ 57 Abs. 1 Nr. 2 GWB)

67 Die Voraussetzungen für einen Angebotsausschluss gemäß § 57 Abs. 1 Nr. 2 GWB liegen
nicht vor. Auf die zutreffenden Erwägungen der Vergabekammer nimmt der Senat Be-
zug.

68 a) Die Beigeladene hat keine Frist versäumt, sondern die von der Vergabestelle nachge-
forderten Unterlagen zeitgerecht innerhalb der mit e-mail vom 14.08.2017 verlängerten
Frist übermittelt. Die verlängerte Frist war die maßgebliche, an die sich die Beigeladene
halten musste und gehalten hat.

69 Anders als § 16a EU VOB/A enthält § 56 VgV keine feste Frist, vielmehr ist es Sache der
Vergabestelle, die Dauer der Frist zu bestimmen. Für die Nachprüfungsinstanzen bie-
tet eine nach VgV von der Vergabestelle bestimmte Frist nur dann Anlass zur Beanstan-
dung, wenn sie nicht angemessen ist und dadurch Bieter in ihren Rechten beeinträch-
tigt werden. Bei der Entscheidung über die Dauer der Frist hat die Vergabestelle mithin
einen Beurteilungsspielraum, wobei sie einerseits ihr eigenes Interesse an einer zügi-
gen Verfahrensdurchführung berücksichtigt, andererseits das Interesse des betroffenen
Unternehmens, ausreichend Zeit zur Beschaffung und Vorlage der Unterlagen zu haben
(vgl. Dittmann in Kulartz/Kus/Marx/Portz/Prieß, VgV, 2017, Rn. 48 zu § 56 VGV). Hätte die
Vergabestelle von vorneherein - mit Blick auf die im August üblichen Urlaubszeiten - eine
Frist bis Ende August bestimmt, hatte sie sich ohne weiteres im zulässigen Rahmen ge-
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halten. Auch sprechen weder vergaberechtliche Vorschriften noch allgemeine Grundsät-
ze gegen die Möglichkeit, dass die Vergabestelle die einmal bestimmte Frist (hier: 8 Ta-
ge) während ihres Laufs abändert, um Bietern mehr Zeit zu geben, die Unterlagen vorzu-
legen. Dem Standpunkt der Antragstellerin, dass die Vergabestelle nur dann zur Verlän-
gerung der laufenden Frist befugt wäre, wenn die zunächst bestimmte Frist objektiv un-
angemessen kurz war, folgt der Senat nicht. Unter dem Gesichtspunkt des fairen Wett-
bewerbs und der Gleichbehandlung dürfen allerdings weder sachfremde Erwägungen ei-
ne Rolle spielen, noch ist es zulässig, Bietern unterschiedliche Fristen zu setzen. Für kei-
ne der Alternativen liegen Anhaltspunkte vor.

70 Zwar fehlt ein Vermerk in der Dokumentation, was der Anlass für die Abänderung war.
Auf der Grundlage der Erläuterungen des Antragsgegners und der Beigeladenen besteht
für den Senat jedoch kein Grund, daran zu zweifeln, dass die Vergabestelle auf münd-
liche Anfrage der Beigeladenen wegen des anstehenden Urlaubs des Geschäftsführers
eine Verlängerung vorgenommen hat. Die Entscheidung war damit sachlich veranlasst
und sie war auch vertretbar. Verdachtsmomente für eine sachwidrige, parteiliche Bevor-
zugung der Beigeladenen, eine Benachteiligungsabsicht gegenüber der Antragstellerin
oder sonstige vergaberechtswidrige Umstände sind nicht ersichtlich und ergeben sich
auch nicht aus dem "Nachschieben" der Hintergründe im Verfahren. Abgesehen davon,
dass schon zweifelhaft erscheint, dass die Vergabestelle Rechte der Antragstellerin ver-
letzt hat, indem sie den Anlass und die Gründe für die Fristverlängerung gegenüber der
Beigeladenen zunächst nicht dokumentiert hat, sind etwaige Mängel damit hinreichend
geheilt (vgl. BGH vom 08.02.2011, X ZB 4/10, Rn. 73, zitiert nach juris).

71 Ebenso wenig hinderten Festlegungen in den Vergabeunterlagen die Vergabestelle an
der Verlängerung der Frist. Durch die Vorgabe in den Ausschreibungsunterlagen ("Wer-
den die fehlenden Unterlagen nicht innerhalb der gesetzten Frist nachgereicht, führt dies
zum zwingenden Ausschluss") wird lediglich klargestellt, dass nach fruchtlosem Fristab-
lauf kein Entscheidungsspielraum mehr verbleibt, somit weder mit einer nochmaligen
neuen Fristgewährung gerechnet werden kann, noch dass Ermessenserwägungen den
Bieter vor einem Ausschluss bewahren könnten. Eine "Selbst"bindung dahingehend, dass
die Vergabestelle die laufende Frist nicht verlängern kann, enthält der Text der Aus-
schreibung objektiv (Empfängerhorizont des kundigen Bieters) nicht.

72 b) Darüber hinaus teilt der Senat den Standpunkt der Vergabekammer, wonach sich die
Beigeladene jedenfalls auf die erteilte Verlängerung der Frist verlassen durfte, selbst
wenn man darin einen objektiven Vergaberechtsverstoß sehen würde. Die Entschei-
dung der Vergabestelle hat ein schutzwürdiges Vertrauen der Beigeladenen begründet,
wonach sie nicht bis zum 18.08.2017, sondern bis 29.08.2017 Unterlagen nachreichen
kann, ohne den Ausschluss ihres Angebots zu riskieren. Zu berücksichtigen ist hierbei,
dass die - unterstellt falsche - Erklärung der Vergabestelle, die Frist laufe bis 29.08.2017,
die Beigeladene dazu veranlasst hat, die erste Frist verstreichen zu lassen, die sie ggf.
noch hätte wahren können, wenn sie gewusst hätte, dass sie diese zwingend einhalten
muss.

73 2. Unzulässige Nachforderung eines "aktuellen" Führungszeugnisses
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74 Im Anschluss an die Gewährung von Akteneinsicht in das Anforderungsschreiben der
Vergabestelle vom 10.08.2015 hat die Antragstellerin mit Schriftsatz vom 07.06.2018
gerügt, dass die Beigeladene offensichtlich mit Angebotsabgabe ein veraltetes Füh-
rungszeugnis eingereicht habe. Sie meint, dies führe zum zwingenden Ausschluss, ohne
dass es zulässig sei, diese Unterlage nochmals nachzufordern.

75 a) Da die Antragstellerin erst im Beschwerdeverfahren Kenntnis vom Inhalt des Anforde-
rungsschreibens erhalten hat, ist ihre Rüge weder nach dem GWB präkludiert noch pro-
zessual verspätet.

76 b) Das polizeiliche Führungszeugnis dient der Prüfung der Eignung derjenigen Bieter, die
nicht als Entsorgungsfachbetrieb gemäß § 56 KrWG zertifiziert sind (vgl. Ziffer 10, lit. i
der Angebotsaufforderung). Ein Ausschluss des Angebots der Beigeladenen nach § 57
Abs. 1 Nr. 2 VgV setzt zunächst voraus, dass die Vorlage des Dokuments wirksam in der
Ausschreibung gefordert wurde. Hierbei ist zu berücksichtigen, dass der Auftraggeber
Eignungskriterien nach § 122 Abs. 4 S. 2 GWB grundsätzlich bereits in der Auftragsbe-
kanntmachung anzugeben hat und er dort auch anzuführen hat, mit welchen Unterlagen
der Bieter die Eignung belegen muss (vgl. § 48 VgV). Dies entspricht Art. 58 V der Richtli-
nie 2014/24/EU. Da der zwingende Ausschluss eines Angebots die schärfste Sanktion ge-
genüber dem Bieter ist, muss die Anforderung zudem eindeutig in Bezug auf Art, Inhalt
und Zeitpunkt sein.

77 Die Auftragsbekanntmachung enthält keine eigenständigen Vorgaben zur Prüfung der
technischen/beruflichen Leistungsfähigkeit und zwar weder in Bezug auf die inhaltlichen
Anforderungen noch in Bezug auf die Unterlagen, anhand derer die Eignung geprüft
wird. Vielmehr hat sich die Vergabestelle darauf beschränkt, in der Bekanntmachung auf
die Auftragsunterlagen zu verweisen, wie dies in der Praxis häufig vorkommt. Die Verga-
bekammer hält dies für ausreichend, da es dem Bieter möglich war, über einen Link in
der Bekanntmachung (auch) zu dem Formular "Angebotsaufforderung" zu gelangen, in
der unter Ziffer 10 die Eignung geregelt ist. In der Rechtsprechung ist bislang nicht ab-
schließend geklärt, ob auf diese Weise Eignungskriterien (bzw. deren Nachweis) wirksam
festgelegt werden können, insbesondere ob in der Auftragsbekanntmachung selbst die
Kriterien bzw. Nachweise verbal umschrieben werden müssen bzw. inwieweit es mög-
lich ist, über einen Link die in anderen Dokumenten niedergelegten Eignungsanforderun-
gen in die Bekanntmachung einzubeziehen. So hat sich beispielsweise Summa (vgl. ju-
ris-PK, § 122 GWB, Rn. 51 ff, insb. 54.1) mit Blick auf den Sinn und Zweck der Regelun-
gen kritisch mit der diesbezüglichen Praxis der Vergabestellen auseinandergesetzt. Nach
seiner Ansicht ermögliche allein die online-Verfügbarkeit von Dokumenten gerade nicht,
dass jedes in- und ausländische Unternehmen "auf einen Blick" erkennen kann, ob es
als potentiell geeigneter Wettbewerbsteilnehmer in Betracht kommt oder ob es sich eine
Befassung mit den Vergabeunterlagen von vornherein ersparen kann. Zulässig sei dage-
gen ein Link in der Bekanntmachung auf das die Eignung betreffende Formular 124 (vgl.
auch OLG Düsseldorf vom 05.11.2014, Verg 21/14, allerdings zur früheren Rechtslage).

78 Vorliegend gab es zwar in der Bekanntmachung nach übereinstimmenden Angaben der
Beteiligten einen Link, der den Interessenten zu den Auftragsunterlagen führte, aller-
dings hält der Senat es nicht für selbstverständlich, dass dies allein ausreichend ist. Je
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nach Ausschreibung können die Auftragsunterlagen einen erheblichen Umfang anneh-
men und ggf. auch an verschiedenen Stellen Vorgaben zur Eignung bzw. den vorzule-
genden Unterlagen enthalten. Dass der interessierte Bewerber bzw. Bieter damit pro-
blemlos "auf einen Blick" feststellen kann, welche Anforderungen er beachten muss, ist
damit - anders als bei einer Verlinkung auf das ausschließlich die Eignung betreffende
Formblatt 124 - nicht unbedingt gewährleistet: Im konkreten Fall waren die Auftragsun-
terlagen zwar relativ kurz gefasst, sie enthielten jedoch alle Informationen zur Verga-
be, auch diejenigen, die nichts mit der Eignung zu tun hatten. Einen gewissen Recher-
cheaufwand hatte mithin auch der Interessent im streitgegenständlichen Verfahren, um
sich Kenntnis von den Eignungsanforderungen zu verschaffen. Dem Sinn der gesetzli-
chen Regelung, nämlich dass ein Bewerber gerade nicht die gesamten Auftragsunter-
lagen durchsehen muss, um festzustellen, ob der Auftrag für ihn in Frage kommt, ent-
spricht dies nicht. Ob die Vergabestelle deshalb gehalten wäre, entsprechende Präzisie-
rungen im Text (z.B. Verweis auf Ziff. 10 der Angebotsaufforderung) oder mittels techni-
scher Mittel (z.B. Link, der unmittelbar zu den Eignungskriterien und den vorzulegenden
Unterlagen führt) vorzunehmen, braucht allerdings nicht entschieden zu werden. Denn
aus nachfolgenden Gründen hält der Senat einen Angebotsausschluss nicht für gerecht-
fertigt.

79 c) Die Angebotsaufforderung enthalt die Vorgabe, dass der Bieter entweder eine Zerti-
fizierung als Entsorgungsfachbetrieb nach § 56 KrWG vorzuweisen hat oder gleichwer-
tige Nachweise, aus denen hervorgeht, dass das Unternehmen über qualifiziertes und
geschultes Personal verfügt, eine Betriebsordnung, ein Betriebshandbuch und ein Be-
triebstagebuch besitzt, die entsprechend geführt werden, dass es Mitglied einer Berufs-
genossenschaft ist, dass ein ausreichender Versicherungsschutz besteht und ein aktu-
elles polizeiliches Führungszeugnis des Unternehmers/Niederlassungsleiters des für die
Leistungen verantwortlichen Betriebes. Die Beigeladene verfügt nicht über eine Zertifi-
zierung nach § 56 KrWG. Sie hat mit dem Angebot eine Reihe von Unterlagen vorgelegt,
u.a. auch ein Führungszeugnis für den persönlich haftenden Gesellschafter, das aller-
dings aus dem Jahr 2015 datiert. Auf die Anforderung der Vergabestelle vom 10.08.2017
hat sie ein Führungszeugnis vom 18.08.2017 sowie die übrigen angeforderten Unterla-
gen vorgelegt. Beide Führungszeugnisse enthalten keinen Eintrag.

80 Nach den Vergabeunterlagen dient die Vorlage des aktuellen polizeilichen Führungs-
zeugnisses der Prüfung der technischen/beruflichen Leistungsfähigkeit des Bieters. Der
öffentliche Auftraggeber kann einen Bieter gemäß § 56 Abs. 2 S. 1 VgV auffordern, feh-
lende, unvollständige oder fehlerhafte unternehmensbezogene Unterlagen, insbesonde-
re (…) Bescheinigungen oder sonstige Nachweise, nachzureichen, zu vervollständigen
oder zu korrigieren. Dabei hat er den Grundsatz der Transparenz und der Gleichbehand-
lung zu beachten.

81 Zutreffend weist die Antragstellerin darauf hin, dass die Rechtsprechung schon nach der
früheren Rechtslage nur in engen Grenzen diesbezügliche Ergänzungen bzw. Korrektu-
ren zugelassen hat und dass auch die nunmehrige Regelung nur geringe Spielräume für
ein Nachfordern eröffnet, wie das OLG Düsseldorf vor kurzem in seiner Entscheidung
vom 28.03.2018, Az. Verg 42/17 eingehend dargelegt hat.
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82 Um beurteilen zu können, ob die Vergabestelle rechtmäßig nachgefordert hat, muss (wie
in § 56 Abs. 2 VgV aufgelistet) zwischen "fehlenden", "unvollständigen" und "fehlerhaf-
ten" Unterlagen unterschieden werden. Eine Unterlage "fehlt", wenn sie körperlich nicht
vorgelegt worden ist. Aber auch Unterlagen, die in rein formaler Hinsicht nicht den Vor-
gaben des öffentlichen Auftraggebers entsprechen, zählen zu den „fehlenden" Unterla-
gen (vgl. Dittmann in Kulartz/Kus/Marx/Portz/Pries, VgV, 2017, Rn. 30 zu § 56 VgV; Horn
in Müller-Wrede, VgV/UVgO, 2017, Rn. 40, 41 zu § 56 VgV m.w.N.). Als Beispiele für for-
male Fehler werden in der Kommentarliteratur das Fehlen einer Beglaubigung oder die
Gültigkeitsdauer genannt. In diesen Fallkonstellationen wird das vorgelegte, formal fal-
sche bzw. untaugliche Dokument als "aliud" betrachtet und gilt nicht als der geforderte
(fehlerhafte) Beleg (Horn a.a.O.).

83 Der Senat qualifiziert das zunächst vorgelegte Führungszeugnis von 2015 als eine sol-
che, formal nicht den Anforderungen entsprechende Unterlage. Wenn man die Forde-
rung nach einem "aktuellen" Zeugnis als rechtmäßig erachtet (was unter dem Gesichts-
punkt der Bestimmtheit durchaus fraglich erscheint), bezieht sich das Manko des Doku-
ments rein auf das Datum, quasi auf dessen "Gültigkeitsdauer". Der streitgegenständli-
che Fall lässt sich deshalb mit dem vom OLG Düsseldorf mit Beschluss vom 17.03.2011,
Az. Verg 56/10 entschiedenen Fall vergleichen. Dort war eine "gültige Bescheinigung
der zuständigen Stellen, dass die Verpflichtung zur Zahlung von Steuern … erfüllt wur-
de" verlangt worden. Ergänzend hatte die Vergabestelle festgelegt, dass die Beschei-
nigung der zuständigen Stellen nicht älter als 3 Monate sein darf. Vorgelegt worden ist
eine mit anwaltlichem Handzeichen versehene Fotokopie. Das OLG Düsseldorf hat in-
soweit entschieden, dass die vorgelegte Erklärung erkennbar von der geforderten An-
forderung abweiche, da sie "nicht gültig" im Sinne der Anforderung sei. Da es sich um
eine rein formale Abweichung handele, könne sie nachgefordert werden (OLG Düssel-
dorf, a.a.O., Rn. 47 und 48, zitiert nach juris). Ebenso ist die Sachlage hier: Das zunächst
eingereichte Führungszeugnis hat den rein formalen, sofort ohne inhaltliche Prüfung er-
kennbaren Mangel, dass es "nicht aktuell" ist. Wie dargelegt, sind solche, in rein forma-
ler Hinsicht abweichende Dokumente praktisch als Nullum zu sehen mit der Folge, dass
der Beleg im Rechtssinne fehlte und damit auch nachgefordert werden konnte. Dies gilt
selbst dann, wenn man mit der Antragstellerin in den Vergabeunterlagen eine Beschrän-
kung der Nachforderung auf fehlende Unterlagen sehen würde.

84 Dabei ist auch zu berücksichtigen, dass es sich bei dem Führungszeugnis, wie bei dem
Dokument im Falle des OLG Düsseldorf, um eine behördliche Bescheinigung handelt. Sol-
che Bescheinigungen hängen nicht von individuellen Abreden (wie Verpflichtungserklä-
rungen, so der Fall des OLG Düsseldorf vom 28.03.2018, Verg 42/17) oder Einflüssen ab,
sie bescheinigen vielmehr amtlich und objektiv die Rechtslage. Es besteht damit kein
Raum für Manipulationen oder nachträgliche Veränderungen. Der inhaltliche Aussage-
gehalt beider Bescheinigungen war und ist gleichermaßen zutreffend, nämlich dass der
persönlich haftende Gesellschafter nicht vorbestraft ist.

85 Auch aus der von der Antragstellerin zitierten Rechtsprechung folgt nichts anderes: Wie
dargelegt, betraf die Entscheidung des OLG Düsseldorf vom 28.03.2018, Verg 42/17 eine
Verpflichtungserklärung bzw. deren (inhaltlich abweichende) Übersetzung. Zu Recht hat
das Oberlandesgericht dort die Voraussetzungen für ein Nachfordern verneint, da dies
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eine unzulässige inhaltliche Nachbesserung ermöglicht hätte. Die Rechtsprechung, wo-
nach ein Dokument, das in rein formaler Hinsicht den Anforderungen nicht entspricht,
nachgefordert werden kann, hat das OLG Düsseldorf in dieser Entscheidung weder auf-
gegeben noch in Frage gestellt (vgl. OLG Düsseldorf, a.a.O. Rn. 43, 48 und 49).

86 Gerade auf diese Problematik bezieht sich auch der Verweis des OLG Düsseldorf auf
die Rechtsprechung des EuGH, der "bloße Klarstellungen" bzw. "offensichtliche sachli-
che Fehler" als korrigierbar bezeichnet (EuGH vom 07.04.2016, C-324/14, Rn. 63 ff, zi-
tiert nach juris und vom 29.03.2012, C-599/10), was seine Grenze jedenfalls dann findet,
wenn dies zu einer Abänderung des Angebots führen würde.

87 Vorliegend wird der Angebotsinhalt durch das Nachreichen des polizeilichen Führungs-
zeugnisses aus dem Jahr 2017 in keiner Weise geändert.

88 Da der Senat in dieser Frage weder von entscheidungserheblichen Aussagen in Be-
schlüssen des OLG Düsseldorf (oder anderer Oberlandesgerichte bzw. des BGH) ab-
weicht, sondern den Streitpunkt vollständig im Einklang mit der Rechtsprechung und der
Fachliteratur beurteilt, besteht auch keine Veranlassung zur Vorlage des Verfahrens an
den BGH. Nichts anderes gilt in Bezug auf die Rechtsprechung des EuGH, wie sie auch zi-
tiert ist.

89 Zusammenfassend ist damit festzustellen, dass das Führungszeugnis von der Vergabe-
stelle rechtmäßig nachgefordert und auch berücksichtigt werden konnte, ebenso wie
die weiteren nachgereichten Unterlagen von der Vergabestelle berücksichtigt werden.
Die darauf beruhende Beurteilung der Vergabestelle, die Beigeladene habe damit hinrei-
chende gleichwertige Nachweise, wie in den Vergabeunterlagen gefordert, vorgelegt, ist
ebenfalls vergaberechtlich nicht zu beanstanden.

90 Der Ausschlusstatbestand des § 57 Abs. 1 Nr. 2 VgV ist damit nicht erfüllt.

91 3. Angebotsausschluss wegen Fehlens einer für die ordnungsgemäße Durchführung der
Leistung erforderlichen öffentlich-rechtlichen Genehmigung (insbesondere fehlende Zu-
lassung nach der VO (EG) 1069/2009)

92 a) Soweit die Antragstellerin im Nachgang zur mündlichen Verhandlung ergänzend Ak-
teneinsicht in den Genehmigungsbescheid für die Biogasanlage der Beigeladenen be-
antragt hat, war diesem Antrag nicht nachzukommen. Abgesehen davon, dass die Bei-
geladene einer Einsichtnahme widersprochen hat, war die mündliche Verhandlung ge-
schlossen, mithin weitere Anträge bzw. Vorbringen grundsätzlich nicht mehr berücksich-
tigungsfähig. Der der Antragstellerin gewährte Schriftsatznachlass betraf ausschließlich
das Vorbringen der gegnerischen Anwälte in Schriftsätzen vor der Vergabekammer, die
wohl versehentlich nicht mehr übermittelt worden waren. Die Antragstellerin hat in der
mündlichen Verhandlung weder geltend gemacht, dass sie über den bisherigen Umfang
hinaus Akteneinsicht begehrt, noch dass sie eine Stellungnahmefrist zu gerichtlichen
Hinweisen benötigt. Davon abgesehen ist es der Beigeladenen, wie ihr Vorbringen vom
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25.06.2018 belegt, ohnehin gelungen, sich anderweitig die begehrten Informationen zu
verschaffen.

93 b) Ausweislich der Ausschreibungsunterlagen verlangt der Antragsgegner eine ord-
nungsgemäße Verwertung/Entsorgung des anfallenden Bioabfalls (einschließlich etwai-
ger Fremd- und Reststoffe und der Gärreste). Zur Prüfung, ob der Bieter hierzu willens
und in der Lage ist, hat der Bieter eine Zertifizierung als Entsorgungsfachbetrieb oder
gleichwertige Nachweise vorzulegen, außerdem ist die Behandlungsanlage mit Genehmi-
gungsnachweis zu beschreiben, ebenso die Entsorgungswege (vgl. Ziffer 10, lit. i der An-
gebotsaufforderung). Zweifelsfrei kann damit nur ein Bieter den Zuschlag erhalten, des-
sen Behandlungsanlage zur Verwertung/Entsorgung des streitgegenständlichen Bioab-
falls behördlich genehmigt ist. Verfügt der Bieter nicht über eine solche Anlage, fehlen
ihm die erforderlichen technischen Mittel zur Auftragsdurchführung. Es handelt sich inso-
weit um Vorgaben zur technischen/beruflichen Leistungsfähigkeit (§ 46 VgV).

94 Tatsächlich hat die Beigeladene für die von ihr betriebene Biogasanlage seit 2015 eine
behördliche Genehmigung, Bioabfall nach der BioAbfV mit den Abfallschlüsselnummern
20 03 01 (gemischte Siedlungsabfälle, getrennt erfasste Bioabfälle), 20 03 02 (Marktab-
fälle) und 20 02 01 (Grüngut und Landschaftspflegeabfälle) einzusetzen. Den Nachweis
der Genehmigung hat sie gegenüber der Vergabestelle durch fristgerechte Vorlage des
Antrags und des Genehmigungsbescheides erbracht. Die entsprechenden Unterlagen
sind nochmals im Nachprüfungsverfahren vorgelegt worden.

95 Soweit die Antragstellerin die Reichweite bzw. Wirkung der fraglichen Genehmigung in
Frage stellt, ist folgendes festzustellen:

96 Der Genehmigungsantrag der Beigeladenen zielte ersichtlich darauf ab, Bioabfall aus
Biotonnen privater Haushalte, der regelhaft in gewissem Umfang tierische Nebenpro-
dukte enthält, in der Anlage verwerten zu dürfen. Dem Einwand der Antragstellerin, dies
hätte gesondert beantragt und im Bescheid auch aufgeführt werden müssen, vermag
der Senat nicht zu folgen. Aus dem Bescheid, insbesondere den weiteren Nebenbestim-
mungen ergibt sich, dass die zuständige Behörde bei der Erteilung der Genehmigung
sehr wohl die Verwertung von Bioabfällen tierischer Herkunft in der Anlage der Beigela-
denen im Blick hatte. Dass es sich dabei um - überflüssige - Standardregelungen han-
deln würde, wie die Antragstellerin meint, ist fernliegend.

97 Der vorliegend zu entsorgende Bioabfall fällt unter die Abfallschlüsselnummer 20 03 01,
wie die Antragstellerin selbst im Nachprüfungsverfahren wiederholt ausgeführt hat. Es
handelt sich dabei um Bioabfall nach der BioAbfV (vgl. Definition in § 2 BioAbfV, sowie
nähere Erläuterungen im Anhang). Dass Bioabfall nach der BioAbfV keinesfalls Stoffe
enthalten darf, die zur Kategorie 3 nach der VO (EG) 1069/2009 zählen (tierische Neben-
produkte), kann der Verordnung nicht entnommen werden.

98 Die Genehmigung ist rechtswirksam und bestandskräftig, mit der Folge, dass die Beige-
ladene - gestützt auf den für sie begünstigenden Verwaltungsakt - bis zu einem Widerruf
bzw. einer Rücknahme dieses Bescheides durch die zuständigen Stellen eine behördlich
genehmigte Tätigkeit ausübt. Darüber hinaus hat der Genehmigungsbescheid nach § 13
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BlmschG Konzentrationswirkung, die mit § 6 BlmschG korrespondiert, wonach die Behör-
de einen umfassenden Prüfungsmaßstab anzuwenden hat. Sinn und Zweck der Vorschrift
ist eine Zuständigkeitsbündelung, so dass die Genehmigung in einem einheitlichen Ver-
waltungsakt erteilt wird. Bräuchte der Antragsteller für die Nutzung von Bioabfall in der
Biogasanlage nach der VO (EG) 1069/2009 eine weitere Zulassung, müsste die Behörde
dies bei der Erteilung der Genehmigung mitberücksichtigen und ggf. die Einhaltung von
spezifischen Vorgaben nach VO (EG) 1069/2009 durch Auflagen o.ä. sicherstellen. Es ob-
lag damit der Genehmigungsbehörde, diese Problematik zu prüfen und zu entscheiden,
ob gemäß § 3 Abs. 1 TierNebV die Einhaltung der BioAbfV bzw. des KrWG genügt oder ob
nach EU-Recht noch höhere Anforderungen an die beantragte Erweiterung der Nutzung
der Anlage zu stellen sind.

99 Die Beurteilung der Vergabestelle, die Beigeladene habe durch Vorlage der Genehmi-
gung ihre technische Leistungsfähigkeit hinreichend nachgewiesen und sei zur Durchfüh-
rung des Auftrags geeignet, ist bei dieser Sachlage nicht zu beanstanden. Ebenso wenig
besteht damit für die Vergabestelle ein Anhalt dafür, dass die Beigeladene eine Leistung
anbietet, die nicht den Vorgaben der Vergabeunterlagen entspricht (§ 57 Abs. 1 Nr. 4
VgV).

100 c) Der Senat sieht es nicht als seine Aufgabe an, im laufenden Nachprüfungsverfahren
zu klären, ob die der Beigeladenen erteilte Genehmigung zu Unrecht ergangen ist, weil
die Genehmigungsbehörde zu geringe Anforderungen gestellt oder falsche Normen her-
angezogen hat. Dies gilt sowohl für die Frage, ob Biogasanlagen, in denen (auch) Bioab-
fälle mit Küchen- und Speiseabfällen aus privaten Haushalten verwertet werden, nach
der VO (EG) 1069/2009 i.V.m. der VO (EU) 142/2011 zwingend über eine "Pasteurisie-
rungs-/Entseuchungsabteilung verfügen müssten, als auch für die im Schriftsatz vom
25.06.2018 beanstandete mangelnde Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem UVPG.
Ebenso wenig muss entschieden werden, ob die nationalen Behörden zu Unrecht, wie die
Antragstellerin wohl auch meint, europarechtliche Vorschriften "übergeht", wenn es um
die Verwertung von Bioabfall in Biogasanlagen geht. Liegt eine wirksame, bestandskräf-
tige Genehmigung einer Fachbehörde für eine unternehmerische Tätigkeit vor, fällt es
nicht in die Zuständigkeit des Senats, diese Entscheidung inzident zu korrigieren und da-
mit dem Adressaten des Bescheides partiell (und unanfechtbar) die Möglichkeit zu neh-
men, von der Genehmigung Gebrauch zu machen. Es obliegt vielmehr den zuständigen
Fachbehörden, etwaige Fehler oder fachliche Irrtümer im Zusammenhang mit der Ertei-
lung der Genehmigung für die industrielle Anlage der Beigeladenen zu korrigieren, so-
fern die gesetzlichen Voraussetzungen für eine Rücknahme bzw. einen Widerruf des Be-
scheides vorliegen. Eine diesbezügliche Entscheidung kann der Betroffene dann bei den
zuständigen Verwaltungsgerichten überprüfen lassen.

101 Entscheidend ist für den Senat somit, dass die Beigeladene - wie dargelegt - eine wirksa-
me behördliche Genehmigung für ihre Anlage hat, die ihr die Durchführung des Auftrags
ermöglicht.

102 Selbst wenn man der Meinung ist, dass bei "greifbaren Gesetzwidrigkeiten" im Zusam-
menhang mit der Erteilung einer behördlichen Genehmigung ein Ausschluss eines Bie-
ters erfolgen könne (oder müsse), liegen die Voraussetzungen nicht vor. Denn der Se-
nat kann auch unter Berücksichtigung des Vorbringens der Antragstellerin in Verlauf des
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Nachprüfungsverfahrens keine Überzeugung dahingehend gewinnen, dass die Beigela-
dene zu Unrecht eine Genehmigung zur Verwertung von Bioabfall (nebst etwaiger Rest-
bestandteile von tierischen Nebenprodukten) erhalten hat. Auf die diesbezüglichen Erwä-
gungen der Vergabekammer (S. 37 ff des angefochtenen Beschlusses), nimmt der Senat
Bezug. Die gesamte Systematik, die veröffentlichten Handreichungen, die Stellungnah-
men der kontaktierten Behörden und auch die tatsächliche Praxis sprechen vielmehr da-
für, dass der europäische Verordnungsgeber in Bezug auf Biogasanlagen, in denen Kü-
chen- und Speiseabfälle privater Haushalte verwendet werden, Raum für nationale Zu-
lassungsverfahren gelassen hat, die wie das Verfahren nach BlmschG i.V.m. KrWG und
der BioAbfV - ausreichende Vorsorge zur Gefahrenabwehr treffen. Dies hat zur Folge,
dass entgegen der Meinung der Antragstellerin weder eine gesonderte Zulassung nach
der VO (EG) 1069/2009 notwendig ist, noch deren spezifische Vorgaben erfüllt sein müs-
sen, wovon ersichtlich die Fachbehörden bis hin zum nationalen Gesetzgeber ausgehen.
Dementsprechend führt auch der Verweis der Antragstellerin auf behördlich geführte Lis-
ten über Anlagen nach der VO (EG) 1069/2009 nicht weiter.

103 4. Angebotsausschluss wegen fehlender vergleichbarerer Referenzen

104 Gemäß § 122 Abs. 1 GWB sind öffentliche Aufträge an geeignete Unternehmer zu verge-
ben. Welche Anforderungen an die Eignung gestellt werden, bestimmt der Auftraggeber
durch entsprechende Vorgaben in der Ausschreibung. Dort legt er auch die Nachweise
fest, anhand derer er die Prüfung vornehmen will.

105 Ziffer 10 der Angebotsaufforderung regelt insoweit nur, dass der Bieter eine Liste der
Referenzprojekte über ausgeführte vergleichbare Leistungen aus den letzten 3 Jahren,
jeweils mit Angabe des Leistungsumfangs (Mengen), des Leistungszeitraums sowie der
Auftraggeber und Ansprechpartner vorzulegen hat. Mindestanforderungen enthält die
Ausschreibung nicht.

106 Grundsätzlich gilt auch nach aktueller Rechtslage, dass das Verlangen nach Referenz-
projekten für "vergleichbare" Leistungen nicht bedeutet, dass das Leistungsbild der her-
angezogenen Aufträge mit dem ausgeschriebenen Auftrag identisch sein muss. Will der
Auftraggeber sicherstellen, dass der Bieter exakt die zu beschaffende Leistung schon
früher erfolgreich durchgeführt hat, dann muss er entsprechende konkretisierende Vor-
gaben festlegen. Macht er dies nicht, genügt, dass die Referenzleistung der ausgeschrie-
benen Leistung so weit ähnelt, dass sie einen tragfähigen Rückschluss auf die Leistungs-
fähigkeit des Bieters für die ausgeschriebene Leistung eröffnet. Bei der Bewertung der
Frage der Vergleichbarkeit der Referenz kommt der Vergabestelle, die regelmäßig über
spezifisches Fachwissen und fachliche Erfahrung verfügt, ein nur eingeschränkt über-
prüfbarer Beurteilungsspielraum zu (Senatsbeschluss vom 12.11.2012, Verg 23/12).

107 Die Beigeladene hat mit dem Angebot eine Liste von Referenzprojekten genannt. Auch
die sonstigen geforderten Informationen (Menge, Zeitraum, Auftraggeber, Ansprechpart-
ner) wurden in dieser Liste aufgeführt.

108 Richtig ist, dass ein Auftrag, nämlich derjenige, der erst in Zukunft (ab 2018) durchge-
führt wird, von vorneherein bei der Eignungsprüfung nicht berücksichtigt werden kann.
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Die weiteren Aufträge betreffen die Verwertung von Grüngut (Landkreis X), die Verwer-
tung von Bioabfall und Grüngut (Stadt Y.) und die Verwertung von Kompost (Landkreis
Z.).

109 Die Vergabestelle hat die Verwertung von Kompost bei ihrer Beurteilung außer Betracht
gelassen, allerdings die verbleibenden Referenzen als hinreichend vergleichbar beurteilt
mit der Folge, dass die Beigeladene damit eine hinreichende Fachkunde (Erfahrung) und
technische Leistungsfähigkeit nachgewiesen habe.

110 Die Vergabekammer hat in dem angefochtenen Beschluss bezweifelt, ob diese Beurtei-
lung tragfähig ist. Der Senat ist demgegenüber der Auffassung, dass sich die Vergabe-
stelle bei der Bewertung der Referenzen und den daraus gezogenen Schlussfolgerungen
im Rahmen des ihr zustehenden Beurteilungsspielraums gehalten hat, mithin die vorge-
nommene Eignungsprüfung den Angriffen im Nachprüfungsverfahren standhält.

111 a) Die Frage, ob die Beigeladene bei der Vergärung von Bioabfall aus der Biotonne zu-
sätzliche Anforderungen nach der VO (EG) 1069/2009 erfüllen muss, hat primär Bedeu-
tung für das bereits erörterte Problem, ob die Anlage der Beigeladenen für die Verwer-
tung dieser Substanzen behördlich zugelassen ist. Dies ist der Fall (s.o.). Insoweit be-
steht gerade kein hinreichender Anhalt dafür, dass die Beigeladene Umweltvorschriften
nicht einhält oder abfallrechtliche Anforderungen nicht erfüllt.

112 b) Dass Bioabfall aus der Biotonne in der Anlage der Beigeladenen mit einem gesonder-
ten Verfahren behandelt werden muss, das bei Grüngut nicht zur Anwendung kommt, ist
nicht ersichtlich. Vielmehr legt das Vorbringen der Beigeladenen und des Antragsgeg-
ners nahe, dass sich das Vergärungsverfahren bei Grüngut wegen der möglichen Vermi-
schung mit anderen Abfallarten nicht relevant unterscheidet, was die Beigeladene auch
in ihrem Angebot anhand einer graphischen Darstellung der einzelnen Schritte beim Ein-
satz von Grüngut und Bioabfall dargestellt hat. Abgesehen davon lässt die Tatsache,
dass die Beigeladene bei einem der beiden Aufträge (auch) Bioabfall abnimmt und ver-
wertet, den von der Vergabestelle gezogenen Rückschluss zu, dass die Beigeladene mit
Abfall dieser Art die notwendige Erfahrung hat und eben auch ordnungsgemäß mit den
spezifischen Eigenschaften dieses Abfalls umgehen kann. Die Rückfragen bei den zu-
ständigen Ansprechpartnern haben keinen Anhalt für Fehler oder Versäumnisse bei der
Auftragsdurchführung ergeben. Auch der Hinweis der Antragstellerin, wonach der Bioab-
fall aus der Biotonne einer anderen Abfallkategorie (20 03 01) zuzuordnen ist, als Grün-
gut (20 02 01), rechtfertigt keine andere Beurteilung.

113 c) Hinsichtlich der Vergleichbarkeit der Anforderungen in Bezug auf Logistik und Trans-
port kann auf die Ausführungen im Vergabevermerk vom 06.10.2017 Bezug genommen
werden, der der Antragstellerin (bis auf wenige Detaildaten) auch bekannt ist. Stichhal-
tige Einwände gegen die vorgenommenen Erwägungen hat die Antragstellerin nicht vor-
getragen.

114 d) Zu diskutieren ist noch die Frage. ob angesichts der mitgeteilten verarbeiteten Men-
gen von Grüngut und Bioabfall die Annahme, es handele sich uni vergleichbare Leistun-
gen, noch gerechtfertigt ist. Richtig ist, dass der reine Anteil von Bioabfall (ggf. zuzüglich
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des Grüngutes, das mit Bioabfall durchsetzt ist) deutlich hinter den angebotenen Men-
gen (2 x 5.000 Mg/a) zurückbleibt. Betrachtet man die Aufträge jedoch in ihrer Gesamt-
heit, was der Senat für zulässig erachtet, ergibt sich ein Vergärungsvolumen von rund
6.000 Mg/a. Die Vergabestelle hat darüber hinaus in ihre Erwägungen einbezogen, dass
die Anlage mit diesen Mengen nicht ausgelastet ist, sondern für deutlich höhere Mengen
ausgerichtet und genehmigt ist. Kapazitätsprobleme sind damit nicht zu befürchten.

115 Auch in diesem Punkt hält der Senat die Beurteilung der Vergabestelle für noch vertret-
bar, zumal keine bestimmten Mindestmengen (insbesondere die Verarbeitung von Min-
destmengen an Biomüll aus privaten Haushalten) vorgegeben waren.

116 5. Angebotsausschluss wegen eines unangemessen niedrigen Angebotspreises (§ 60
Abs. 3 VgV)

117 Mittlerweile steht durch die Entscheidung des Bundesgerichtshofs vom 31.01.2017, X ZB
10/16 außer Streit, dass ein Mitbewerber eine nähere Prüfung der Preisbildung verlangen
kann, wenn ein Angebotspreis aufgrund des signifikanten Abstands zum nächstgünsti-
gen Gebot oder ähnlicher Anhaltspunkte, wie etwa der augenfälligen Abweichung von
preislichen Erfahrungswerten aus anderen Beschaffungsvorgängen, ungewöhnlich nied-
rig erscheint. Bei der Beurteilung der Anforderungen an eine zufriedenstellende Aufklä-
rung berücksichtigt der Auftraggeber Art und Umfang der im konkreten Fall drohenden
Gefahren für eine wettbewerbskonforme Auftragserledigung. Geklärt hat der Bundesge-
richtshof in diesem Zusammenhang auch die grundlegenden Fragen der Akteneinsicht
und Verwertbarkeit von Erkenntnissen aus der Aufklärung im Nachprüfungsverfahren.

118 Vorliegend besteht objektiv eine erhebliche Diskrepanz zwischen den Angebotspreisen
der Beteiligten, was der Antragsgegner zum Anlass genommen hat, die Angemessenheit
der Preise vertieft zu prüfen. Das Vorgehen entspricht § 60 Abs. 1 VgV (vgl. auch Art. 69
der Richtlinie 2014/24/EU). Ursache kann ein zu hoher Preis auf Seiten der Antragstelle-
rin sein, ein zu niedriger Preis auf Seiten der Beigeladenen, aber auch unterschiedliche
Kostenstrukturen und Kalkulationsgrundlagen können zu erheblichen Divergenzen füh-
ren.

119 Der Antragsgegner ist auf der Grundlage der erholten Informationen zu dem nachvoll-
ziehbaren Ergebnis gelangt, dass das Angebot der Beigeladenen auskömmlich ist, was
er auch entsprechend dokumentiert hat. Wie im Senatsbeschluss vom 01.06.2018 offen
gelegt, wurde die (der Antragstellerin nicht bekannte) Kalkulation der Beigeladenen vom
beratenden Büro und der Vergabesteile als detailliert und schlüssig beurteilt. Es wurde
von der Beigeladenen eine Kalkulation der Menge einzelner Lose sowie für beide Lose
vorgelegt. Überprüft wurden die Mengenansätze, die Ansätze der Kapitalkosten und Fix-
kosten sowie die variablen Kosten, einschließlich ihrer Vollständigkeit und Plausibilität
im Einzelnen. Auch die mitgeteilten, zu erwartenden Erträge (insbesondere aus der Ver-
wertung des erzeugten Biogases) bzw. Erlöse wurden geprüft und als nachvollziehbar
bzw. marktüblich bewertet. Es wurden darüber hinaus die Ansätze für Risiko und Gewinn
beleuchtet sowie speziell die Personalkosten (einschließlich der Einhaltung gesetzlicher



- Seite 21 von 21 -

Vorgaben/Mindestlohn). Anhaltspunkte für die Nichteinhaltung von Vorschriften oder für
ein Unterkostenangebot ergaben sich nicht.

120 Ergänzend ist festzustellen, dass die Angebotspreise der Beigeladenen gegenüber den
Preisen, die ausweislich der bei der Vergabekammer vorgelegten Liste bei Ausschreibun-
gen anderer Kommunen in den Jahren 2015 bis 2017 erzielt wurden, nicht aus dem übli-
chen Rahmen fallen. Im Übrigen hat die Antragstellerin selbst bei Angebotsabgabe dar-
auf hingewiesen, dass sie gestiegene Kosten und erhebliche Investitionen in ihren Preis
einkalkulieren musste. Auch dies kann ein Grund für die deutlichen Preisunterschiede
zwischen den Angeboten sein.

121 Die wertende Beurteilung des Antragsgegners, dass der Angebotspreis der Beigeladenen
im Verhältnis zur Leistung nicht als ungewöhnlich niedrig zu qualifizieren ist, lässt damit
vergaberechtliche Fehler oder Versäumnisse nicht erkennen Ein Ausschluss des Ange-
bots der Beigeladenen scheidet damit auch unter diesem Aspekt aus.

III.

122 Die Entscheidung über die Kosten des Beschwerdeverfahrens und der notwendigen Aus-
lagen der Beteiligten ergeht gemäß § 175 Abs 2 i. V. m. § 78 GWB. Die Kostentragungs-
pflicht umfasst auch das Verfahren nach § 173 GWB. Da sich die Beigeladene aktiv am
Beschwerdeverfahren beteiligt hat, sind von der Antragstellerin auch deren außerge-
richtliche Kosten zu erstatten.

123 Die Festsetzung des Streitwerts beruht auf § 50 Abs 2 GKG i. V. m. § 3 VgV. Danach sind
5% der Bruttoangebotssumme der Antragstellerin für einen Zeitraum von 48 Monaten
anzusetzen, da der Vertrag aufgrund der Verlängerungsklausel als ein Vertrag mit nicht
absehbarer Vertragsdauer einzustufen ist (vgl. Beck'scher, Vergaberechtskommentar,
Dreher/Motzke, VgV § 3 Rn. 24 - 29, beck-online).

 
 


